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Entschließungsantrag 

der Abgeordneten Frau Garbe, Kreuzeder und der Fraktion DIE GRÜNEN 

zur Großen Anfrage der Abgeordneten Dr. Wernitz, Schäfer (Offenburg), Adler, 
Bachmaier, Bernrath, Blunck, Dr. Hartenstein, Dr. Hauchler, Ibrügger, Kiehm, 
Kisslinger, Koitzsch, Kretkowski, Lennartz, Müller (Düsseldorf), Müller 
(Schwei nfurt), Oostergetelo, Dr. Osswald, Pfuhl, Reuter, Dr. Schöfberger, Schütz, 
Sielaff, Stahl (Kempen), Weiermann, Weiler, Weyel, Wimmer (Neuötting), Dr. Vogel 
und der Fraktion der SPD 
— Drucksachen 11 74879 und 11/6146 — 


Umweltverträgliche Landwirtschaft 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Aufgrund der heute praktizierten und durch die Agrarpolitik 
erzwungenen chemieintensiven Landwirtschaft sind Böden 
und das Grundwasser weiträumig mit Pestiziden belastet. Eine 
der Folgen ist eine existentielle Gefährdung der Wasserversor- 
gung: Ca. 20 Prozent der 6300 Wasserversorgungsunterneh- 
men der Bundesrepublik Deutschland können den Grenzwert 
für Pestizide im Trinkwasser, der 1980 in der EG-Richtlinie 
„Über die Qualität von Wasser für den menschlichen Gebrauch 
festgelegt wurde und am 1. Oktober 1989 in der Bundesrepu- 
blik Deutschland in Kraft getreten ist, nicht einhalten. Die in 
der Bundesrepublik Deutschland gewährten Ausnahmegeneh- 
migungen bei Überschreitung des Grenzwerts verstoßen gegen 
EG-Recht. Vor dem Europäischen Gerichtshof ist u. a. aus die- 
sem Grund eine Klage wegen mangelhafter Umsetzung der 
EG-Richtlinie anhängig. 

Ein wirkungsvoller Schutz des Grundwassers vor Pestizidein- 
trägen ist Voraussetzung für die Sicherung der Trinkwasser- 
versorgung und verlangt, daß zum einen keine potentiell oder 
erwiesenermaßen grundwassergefährdende Pestizide zugelas- 
sen werden und daß zum anderen eine flächendeckende Ex- 
tensivierung der Landwirtschaft erfolgt. 

Der Vorschlag der EG-Kommission für eine „Richtlinie über 
das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln'', der derzeit 
auf EG-Ebene beraten wird, steht im krassen Widerspruch zu 
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den ökologischen Erfordernissen. Sollte dieser Vorschlag 
rechtskräftig werden, könnte das keineswegs ausreichende, 
aber im EG-Vergleich relativ strenge Zulassungsrecht für Pesti- 
zide wieder aufgeweicht werden. Pestizide, die in der Bundes- 
republik Deutschland aufgrund umweit- oder gesundheits- 
schädigender Wirkungen nicht mehr zugelassen sind, könnten 
„über die Hintertür" wieder auf den Markt kommen: Ein in 
einem Land zugelassenes Pestizid soll ohne weitere Tests und 
Analysen grundsätzlich auch in allen anderen EG -Mitglied- 
staaten auf den Markt kommen dürfen. 

Die mangelnde Berücksichtigung ökologischer Erfordernisse 
lassen sich schon deutlich an der beabsichtigten Rechtsgrund- 
lage der Richtlinie ablesen. Die Kommission stellt den Abbau 
von Handelshemmnissen in den Mittelpunkt und nicht den 
Umweltschutz. Der Richtlinienvorschlag fußt auf Artikel 43 des 
EWG-Vertrages statt auf Artikel 100a, der zumindest schärfere 
nationale Anforderungen erlauben würde, bzw. auf Artikel 
130r, der Belangen des Umwelt- und Gesundheitsschutzes 
gleichrangige Bedeutung einräumen würde. 

11. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, den 
Richtlinien- Vorschlag der EG-Kommission zurückzuweisen 
und die Ausarbeitung einer neuen Verhandlungsgrundlage zu 
verlangen. Als Rechtsgrundlage einer EG-Richtlinie über das 
Inverkehrbringen von Pflanzenbehandlungsmitteln sind die 
Artikel 100 a und 130 r des EWG-Vertrages zu verlangen. 

Bonn, den 9. Mai 1990 

Frau Garbe 

Kreuzeder 

Hoss, Frau Schoppe, Frau Dr. Vollmer und Fraktion 
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